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Das Interesse der Politik hielt sich in Grenzen
Von Kai Christ, Landesvorsitzender der GdP Thüringen

Der 7. Landesdelegierten Tag der Ge-
werkschaft der Polizei Landesverband 
Thüringen fand vom 20. bis 21. 3. 2014 
statt. Jetzt ist es Zeit, ein Resümee zu 
ziehen. Die Vorbereitungen unter der 
Federführung unserer Geschäftsstelle 
haben viel Kraft und Zeit verschlungen. 
Dafür allen Beteiligten an dieser Stelle 
nochmal ein herzliches Dankeschön. An 
den beiden arbeitsreichen Tagen waren 
die unermüdlichen Mitarbeiter des Or-
ganisationsteams und der Verhand-
lungsleitung die Garanten für reibungs-
lose Abläufe während der gesamten 
Veranstaltung, den Kolleginnen und 
Kollegen meinen herzlichen Dank. 

Auch der konzentrierten Arbeit der 
99 Delegierten bei den Diskussionen 
und Beschlüssen der insgesamt 39 An-
träge gebührt höchster Respekt. Wo- 
rüber man etwas verwundert sein durf-
te, war das offensichtlich mangelnde In-
teresse der Landespolitik, an der ge-
werkschaftspolitischen Ausrichtung der 
GdP für die nächsten vier Jahre. Ledig-
lich der neu gewählte Innenpolitische 
Sprecher der DIE LINKE hatte den Weg 
nach Friedrichroda gefunden. Die Hoff-
nung, dass das nur ein Ausrutscher der 
Parteien des Thüringer Landtages war, 
bleibt natürlich erhalten. 

Die Wahl zum Landesvorsitzenden 
hat einiges an Emotionen freiwerden 
lassen. Sei es nun, der für den einen 
oder anderen doch etwas unerwartet 

Rückzug unseres jetzt ehemaligen Lan-
desvorsitzenden Marko Grosa oder 
die nicht weniger unerwartete Kandi-
datur des Kreisgruppenvorsitzenden 
der Kreisgruppe Saalfeld, Rainer Kräu-
ter. Festzustellen bleibt, dass wir einen 
Menschen, der für die GdP Thüringen 
so viel getan hat, wie Marko Grosa, es 
zugestehen müssen, wenn er für sich 
eine Auszeit einfordert. Den Delegier-
ten zur Wahl eines Landesvorsitzenden 
tatsächlich eine Wahl zwischen zwei Be-
werbern zu lassen, ist meiner Meinung 
nach ein Grundprinzip von Demokratie. 
Die Delegierten haben sich in einer ge-
heimen Abstimmung für mich als neuen 
Landesvorsitzenden entschieden und 
ich möchte die Gelegenheit nutzen, 
mich an dieser Stelle allen Mitgliedern 
etwas näher vorzustellen.

Mein Name ist Kai Christ und ich 
wurde am 26. 2. 1971 in Schmalkalden 
geboren. Ich bin verheiratet und Vater 
von zwei Söhnen. Im Mai 1991 wurde 
ich in der Thüringer Polizei eingestellt 
und begann meine Ausbildung im Poli-
zeianwärterlehrgang 1. 13 Monate spä-
ter trat ich meinen Dienst in der Polizei-
inspektion Zentrale Dienste Gotha im 
Einsatzzug an. Nach zehnjähriger 
Dienstzeit begann ich 2002 mein Studi-
um an der VFHS Gotha, Fachbereich 
Polizei in Meiningen. 2005 wechselte 
ich vom Studium direkt an das Bil-
dungszentrum der Thüringer Polizei 
und dort in den Fachbereich Verkehr, 
hier war ich zuletzt, bis zu meiner Frei-
stellung als stellvertretender Vorsitzen-
der des Hauptpersonalrates der Polizei, 
als stellvertretender Fachbereichsleiter 
tätig.

Im meinem ersten Interview nach der 
Wahl zum Landesvorsitzenden sagte 
ich, dass die Änderung, möglichst die 
Verhinderung des geplanten und be-
schlossenen Stellenabbaus von noch 
mindestens 900 Stellen in der Thüringer 
Polizei eine Hauptaufgabe des Landes-
verbandes der GdP Thüringen darstellt. 
Dieser Stellenabbau würde alle unsere 
Mitglieder treffen. Alle müssten die Ar-
beit der 900 Stellen, die gestrichen wer-
den sollen, untereinander aufteilen. 

Aber die Frage ist, wer kann denn noch 
ein bisschen mehr arbeiten, als bisher 
und für wie lange kann dieses „bisschen 
Mehr“ geleistet werden, bevor wir ei-
nen weiter steigenden Krankenstand 
verzeichnen müssen? Nein, der Kampf 
gegen diesen Stellenabbau ist keine 
Floskel und kein gewerkschaftlicher 
Werbeslogan. Es ist eine Aufgabe, der 
sich der Landesverband stellen wird.

Der zurückliegende Landesdelegier-
tentag der GdP hat dem Landesvorstand 
ein Paket an Aufgaben geschnürt, die 
sich von Satzungsänderungen bis hin zu 
der Frage der gesundheitlichen Beein-
trächtigungen durch unregelmäßigen 
Dienst beschäftigen. Auch der tagtägli-
che Kontakt zu den Kollegen im Dienst 
wirft Aufgaben für den Landesvorsit-
zenden der GdP Thüringen auf, zum 
Beispiel eine abgestimmte Anschluss-
verwendung der Anwärter, die deutli-
che Verkürzung der Mindestwartezei-
ten für Aufsteiger bis zur Möglichkeit, 
sich für das Studium zum gehobenen 
Dienst bewerben zu können, die fehlen-
de Vergütung für unregelmäßige Diens-
te der Einheiten, die genau wegen ihres 
unregelmäßigen Dienstes keine Wech-
selschichtzulage empfangen, die Refor-
mation von Beurteilungs- und Beförde-
rungsrichtlinien, die Vorbereitungen 
unserer Kollegen auf den Ruhestand, 
um einen reibungslosen Start in diesen 
wichtigen Lebensabschnitt zu gewähr-
leisten, den Umgang mit erkrankten 
und behinderten Mitarbeitern optimie-
ren, sodass möglichst für jeden der Ar-
beitsplatz gefunden wird, an dem die 
individuellen Stärken des Einzelnen 
ihre volle Wirkung entfalten können. 
Diese Aufzählung ist, wie oben erwähnt, 
nicht abschließend, sondern wird durch 
den Kontakt zu euch fortgeschrieben.

Damit komme ich zu einen Aufruf an 
alle Mitglieder und solche, die es noch 
werden wollen, tragt eure Sorgen und 
Nöte über eure Vertrauenspersonen, 
Kreisgruppenvorstände an den Landes-
vorstand heran. Ich kann euch aus vier-
jähriger Erfahrung garantieren, es gibt 
für den Landesvorstand keine unwichti-
gen Probleme.
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JUNGE GRUPPE

Probleme junger Mitglieder diskutiert
Am 7. Landesdelegiertentag der GdP 

Thüringen in Friedrichroda nahm auch 
Oliver Malchow, der Bundesvorsitzende 
der GdP, teil. In seiner Rede vor den 
Gästen und Delegierten betonte Mal-
chow, wie wichtig ihm Solidarität und 
Zusammenhalt innerhalb der Organisa-
tion der GdP sind. Nur eine intakte GdP 
könne auch am effektivsten die Wün-
sche und Ziele der Beschäftigten gegen-
über dem Dienstherrn repräsentieren 
und vertreten. Dabei sind jeder Kollege 
und jede Kollegin zu integrieren, völlig 
unabhängig davon, ob dieser oder diese 
Mitglieder einer Polizeigewerk-
schaft sind. Die GdP ist eine Inte-
ressenvertretung, welche sich 
mit allen Sorgen und Problemen 
der Kollegen auseinandersetzt. 
Malchow betonte in diesem Zu-
sammenhang die Wichtigkeit 
von Toleranz und Humanität. 

Im Anschluss kamen der Lan-
desjugendvorsitzende Torsten 
Burkhardt und der Bundesvorsit-
zende ins Gespräch. Dabei schil-
derte Burkhardt, welcher zurzeit 
seinen Dienst als stellvertreten-
der Gruppenführer im Einsatz-
zug der Landespolizeiinspektion 
Gera versieht, dem Bundesvorsit-
zenden die Situation der jungen 
Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten 
im Land Thüringen. Baustellen und Un-
gerechtigkeiten gibt es hierbei viele. 
Beim Thema Wechselschichtzulage er-
fuhr Malchow, dass den Kollegen der 
Bereitschaftspolizei Thüringen gar keine 
und den Kollegen der Einsatzzüge, wel-
che einen sogenannten Schwerpunkt-
dienst verrichten, ungleiche Zulagen 
gezahlt werden. Während Kollegen der 
Landeseinsatzzüge in Suhl oder Gera 
die „kleine“ Wechselschichtzulage er-
halten, gehen Kollegen der Landesein-
satzzüge in Gotha, Nordhausen oder Er-
furt in dieser Hinsicht leer aus. Hier wird 
Dienststellenföderalismus im eigenen 
Bundesland betrieben. Schuld daran ist 
der § 14 der Thüringer Erschwerniszula-
genverordnung, in welchem umständ-
lich und engstirnig die Bedingungen 
formuliert sind, unter denen Thüringer 
Polizeibeamten eine Wechselschichtzu-
lage gezahlt werden kann. Schaut man 
über die Landesgrenzen hinaus, so 
braucht man kein Fernglas, um auf Bun-
desländer zu treffen, welche allen Poli-
zeibeamten in geschlossenen Einheiten 
die „große“ Wechselschichtzulage zah-
len. Malchow gab dem Landesjugend-

vorsitzenden Recht, dass die ungleich 
ausgezahlten und viel zu niedrigen Zu-
lagen innerhalb Thüringens nicht unbe-
dingt Polizeibewerber anlocken und 
dass in diesem Punkt schnellstmöglich 
eine einheitliche Linie vonseiten der Po-
litik anzustreben ist.

Auch die Arbeitsbelastung der jun-
gen Kollegen, welche sich in den ver-
gangenen Jahren spürbar erhöht und zu 
einem zunehmenden Krankenstand in-
nerhalb der Thüringer Polizei geführt 
hat, wurde von Burkhardt angespro-
chen. Immer weniger Polizeibeamte 

müssen die gleiche Arbeit verrichten, 
was zwangsläufig dazu führt, dass die 
Kollegen bereits sehr frühzeitig an den 
Rand ihrer Leistungsfähigkeit gelan-
gen. Malchow meinte zu diesem Punkt, 
dass er sehr gern Innenminister Geibert, 
welcher der Veranstaltung fern blieb, 
gefragt hätte, wie sich die Landesregie-
rung trotz massiver bereits durchgeführ-
ter und noch vorgesehener Einsparun-
gen im Personalbestand der Thüringer 
Polizei die beste Aufklärungsquote 2013 
in Deutschland erklärt? Letztendlich 
schaufelt sich die Thüringer Polizei mit 
diesen seit Jahren herausragenden Auf-
klärungsergebnissen selbst ein Grab, da 
die Politiker dadurch fälschlicherweise 
annehmen, man könne der besten Poli-
zei Deutschlands noch Stellen streichen. 
Die Rechnung wird erst dann aufgehen, 
wenn Thüringen plötzlich in dieser Sta-
tistik weit nach hinten rutscht und Men-
schen in Not zu lange auf den ersten 
Streifenwagen am Ereignisort warten 
müssen.

Malchow bekräftigte Burkhardt, wei-
terhin für Gerechtigkeit in Thüringen zu 
kämpfen und sich für die Interessen der 
Landesjugend stark zu machen. Der 

Ostholsteiner und zweifache Familien-
vater Malchow kann sich sehr gut mit 
den Sorgen und Problemen der jungen 
Polizisten identifizieren und sicherte 
Burkhardt zu, sich für die Interessen der 
Jungen Gruppe im Bundesvorstand ein-
zusetzen.

Konsens bestand darin, den Wechsel-
schichtdienst allgemein attraktiver zu 
gestalten, um wieder mehr junge Men-
schen für Polizeiarbeit zu gewinnen. 
Mittlerweile hat auch die Thüringer 
Landesregierung gemerkt, dass die 
Zahl der Bewerber zum mittleren und 

gehobenen Polizeivollzugsdienst 
Jahr für Jahr abnimmt.

Neben dienstlichen Themen 
wurde auch Privates besprochen. 
So interessierte sich Burkhardt für 
den Arbeitsalltag des Bundesvor-
sitzenden. Dass Malchow dabei 
erwähnte, dass er mittlerweile ei-
nen privaten Gärtner angestellt 
hat, weil er nicht mehr dazu 
kommt, seinen Garten zu bearbei-
ten und dass er seine Familie nur 
noch etwa zu 30 Prozent im Jahr 
sieht, war für Burkhardt nichts 
Neues. Neben zahlreichen Bun-
deskonferenzen, Vorstandssitzun-
gen und Delegiertentagen nimmt 
Malchow auch an den jährlich 

stattfindenden Tarifverhandlungen teil, 
bei denen er die Forderungen der Ge-
werkschaft der Polizei vertritt. Eine Aus-
zeit vom Reisestress findet Malchow 
dann immer wieder im Kreis seiner Fa-
milie. Im Gespräch fiel Burkhardt auf, 
dass der Bundesvorsitzende trotz seiner 
hohen gewerkschaftlichen Position 
Mensch geblieben ist und zu 100 Pro-
zent für das einsteht, was er in seiner 
Rede betont hat.

Zum Abschluss des Gesprächs konn-
te festgehalten werden, dass Malchow 
die Arbeit der Jungen Gruppen der 
GdP in den Ländern für sehr wichtig er-
achtet und dass diese für ihn die Basis 
für erfolgreiche Gewerkschaftsarbeit 
darstellt. Burkhardt betonte seinerseits 
den Willen, in engem Kontakt mit dem 
Bundesvorsitzenden zu bleiben und mit 
ihm eine vertrauensvolle Zusammenar-
beit zu pflegen. Der feste Händedruck 
zum Schluss hieß nicht „Wir gehen aus-
einander“, sondern „Wir sind mehr zu-
sammengewachsen“. Bereits zum 14. 
Bundesjugendkongress sahen sich 
Burkhardt und Malchow wieder und es 
gab erneut Räume für interessante Ge-
spräche. TB

Oliver Malchow (l.) und Torsten Burkhardt Foto: Große 
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PERSONALRATSWAHLEN

Anzeige

Ziele der GdP im Bezirkspersonalrat
Zur weiteren Umsetzung der Polizei-

strukturreform kümmern sich die GdP-
Mitglieder im Bezirkspersonalrat (BPR) 
um die weitere Herstellung der Arbeits-
fähigkeit aller Dienststellen und die 
Neuverteilung des Personals zugunsten 
des Einsatz-, Streifen- und Ermittlungs-
dienstes, um die umfassende Einbezie-
hung der Berufs- und Personalvertre-
tungen, die laufende und umfassende 
Information der Beschäftigten zum Ar-
beitsstand, die Evaluierung der Struktu-
ren und Vornahme notwendiger Kor-
rekturen, die Transparenz bei den 
Entscheidungen, die sozialverträgliche 
Umsetzung aller Maßnahmen und um 
die Sicherung einer hochwertigen Aus- 
und Fortbildung der Reformbetroffen.

Im Bereich des Beamtenrechtes wol-
len die GdP-Mitglieder im BPR an der 
Novellierung des Thüringer Beamten-
rechts mitwirken, die Rückkehr zu ei-
nem einheitlichen Besoldungs-, Versor-

gungs- und Laufbahnrecht für Bund und 
Länder erreichen, die schnellstmögliche 
Erhöhung des Anteils des gehobenen 
und höheren Dienstes und Ausschöp-
fung der Planstellenobergrenzen (z. B. 
60% A 9 und A 9Z) befördern, die An-
wendung der Möglichkeiten für einen 
prüfungsfreien Aufstieg und die Neu-
auflage des prüfungserleichterten Auf-
stiegs anregen, die Erhöhung der Zula-
gen für Dienst zu ungünstigen Zeiten 
auf mindestens 5 € pro Stunde fordern, 
die Einführung der Regelbeförderung 
für das erste Beförderungsamt jeder 
Laufbahngruppe und den Erlass einer 
neuen transparenten Beurteilungsricht-
linie verlangen, die Schaffung von Haus-
haltsstellen im Umfang der Dienstpos-
tenbewertung und die Schaffung einer 
Polizeiverwaltungslaufbahn erreichen.

Ziele im Tarifrecht sind die Einstellung 
höherwertiger Stellen im Landeshaus-
halt, die Ausweitung der Tätigkeitsfelder 

für Tarifbeschäftigte zur Entlastung des 
Polizeivollzugsdienstes, der Wegfall der 
KW-Stellen im Haushalt und Neueinstel-
lung von Beschäftigten,  Qualifizierungs-
maßnahmen für Tarifbeschäftigte und 
qualifizierte Beschäftigung mit entspre-
chender Eingruppierung.

Bei der Ausrüstung und Ausstattung 
der Polizei wollen sich die BPR-Mitglie-
der der GdP kümmern um Sicherung 
einer hohen Qualität der blauen Uni-
form und ausreichende Ersatzbeschaf-
fung, den Abschluss des Aufbaus des 
Digitalfunks und die Sicherung des Be-
triebs, die ständige Modernisierung von 
Ausrüstung und Ausstattung, den Neu-
bau bzw. die Sanierung weiterer Polizei-
dienststellen und die Beschaffung eines 
neuen elektronischen Arbeitszeitnach-
weises einschließlich Zutrittskontroll- 
und Abrechnungssystem.

Deshalb geht zur Wahl und wähle 
GdP!

 Foto: JG
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SENIORENGRUPPE

Besuch in der „Keksfabrik“
Am 27. 3. 2014 trafen sich die 

Senioren der Kreisgruppe Jena in 
Kahla, um Wissenswertes über die 
Keksbäckerei „Griesson-de Beukelaer“ 
zu erfahren. Mit Kaffee und Gebäck 
auf den Tischen wurden wir im 
Infocenter der Firma von dessen 
Leiterin Yvonne Basler herzlich 
begrüßt. Zu Beginn wurde ein Film 
gezeigt, der hauptsächlich die Ge-
schichte des Unternehmens darstellte.

Wir erfuhren, dass die beiden Bäcker 
Griesson und de Beukelaer im Jahr 1999 
ihre beiden Firmen, die schon seit dem 
19. Jahrhundert bestanden, zusammen-
legten und damit zu einem der größten 
Backunternehmen Europas wurden. Mit 
mehr als 2000 gut geschulten Mitarbei-
tern in Deutschland produziert die Firma 
Süß- und Salzgebäck. Pro Minute ver-
lassen 210 000 Gebäckstücke das Band.

Im Vortrag erfuhren wir, dass für die 
Teigbereitung ausschließlich heimische 
Rohstoffe, wie z. B. Mehl aus Camburg 
und den umliegenden Mühlen verwen-
det werden. Für Creme, Füllung und 
Belag kommen Nüsse aus Kalifornien, 
Kakao aus Afrika und Orangensaft aus 
Brasilien zum Einsatz. Eine computer-
gesteuerte Herstellung garantiert einen 
hohen Qualitätsstandard. 

Die Sorten Softcake, Butterkeks und 
Prinzenrolle sind von Anfang an die be-
gehrtesten Produkte der Firma und wer-

den auch heute noch in hohen Stück-
zahlen hergestellt. In den fünf zur Firma 
gehörenden Backfilialen in Deutschland 
werden jährlich 45 000 t Kekse produ-
ziert, wovon Kahla den Anteil von 40% 
erbringt. In einer Woche verlassen hier-
zulande 33 Lkw das Werk mit Tafelwa-
re. Abnehmer sind neben ganz Deutsch-
land das europäische Ausland und 
Amerika, wobei die Amerikaner auf 
Wunsch ihr Gebäck mit einem wesent-
lich höheren Zuckeranteil erhalten. 
Sonderwünsche werden berücksichtigt 
nach dem Motto „Der Kunde ist König“!

Interessant war auch zu erfahren, 
welche Menge an Zutaten in einem 
Jahr verarbeitet werden. So kommen 
zum Einsatz: 10 200 t Camburger Mehl, 
6400 t Zucker, 3000 t Fett, 5400 t Scho-
kolade und 4 166 667 Packungen je 12 
Eier. Um das Ganze verkaufsfertig zu 
machen, wird Verpackungsfolie in einer 
Gesamtlänge von 51 900 Kilometern 
verwendet!     

Im Jahr 1991 war in Kahla Baubeginn 
und zwei Jahre später lief der erste Keks 
– ein Softcake – vom Band. Von damals 
28 Frauen hat sich die Mitarbeiterzahl 
auf zzt. 460 erhöht. Gearbeitet wird in 
Dreifachschicht, außer in der Vorweih-
nachtszeit, wo die Maschinen rund um 
die Uhr laufen und die Mitarbeiter in 
vier Schichten produzieren.

Griesson-de Beukelaer gehört zu den 
attraktivsten Arbeitgebern in Deutsch-
land und belegt den 9. Platz. Im Unter-
nehmen existiert ein professionelles Ge-

sundheitsmanagement. Das Werk Kahla 
hat eine werkseigene Kantine, in wel-
cher ein komplettes Mittagessen für 
2,60 € zu erhalten ist. Das Infocenter 
wird für Besuchergruppen und Tagun-
gen genutzt. Von hier aus werden auch 
Veranstaltungen und Sport für die Mit-
arbeiter organisiert. Leider konnten wir 
aus hygienischen und Sicherheitsgrün-
den die Produktionsstätte nicht besichti-
gen. Dafür wurden aber alle Fragen, die 
uns bewegten, von Frau Basler beant-
wortet.

Nach dem offiziellen Teil sorgten un-
sere Senioren noch für reichlich Umsatz 
in der Werksverkaufsstelle nebenan. 
Mit reichlich gefüllten Tüten traten alle 
wieder ihren Heimweg an. Wir haben 
festgestellt, dass ein immer größerer 
Personenkreis der Senioren an unseren 
Veranstaltungen Interesse zeigt und wir 
freuen uns über jeden Teilnehmer an 
unseren Veranstaltungen.

U. Lämmerzahl

Interessierte Zuhörer beim Vortrag Jürgen Fuhrmann überreicht einen GdP-Bären. Fotos: SG
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INFO DREI

Arbeitsschutz und Arbeitssicherheit in …
… Thüringen

Für diese besonderen Situationen 
gibt es in Thüringen die Arbeits-
schutzanwendungsverordnung (Arb-
SchAnwV) von 2002. Diese Vorschrift 
lässt unter sehr strengen Tatbestands-
voraussetzungen bei Einsätzen und 
Einsatzvorbereitungen zu, dass von 
den grundsätzlich anzuwendenden 
Arbeitsschutzvorschriften abgewi-
chen werden kann. 

Das Arbeitsschutzgesetz lässt die-
se spezielle Ausnahme für Landes-
beamte zu, sieht jedoch vor, dass der 
Dienstherr andere Maßnahmen zu 
ergreifen hat, um die verpflichten-
den Schutzziele für die Beamten zu 
erreichen. Das können sein spezielle 
Ausbildungen oder Tauglichkeitsvo-
raussetzungen. Um ein Beispiel zu 
nennen, fällt bereits das Fahren un-
ter der Ausnutzung von Sonderwe-
gerechten unter diese Verordnung. 
Hier hat das Innenministerium ent-
sprechende Fahrsicherheitstrainings 
und eine gesundheitliche Prüfung 
vorgegeben, damit die Beamten bei 
dieser gefahrengeneigten Situation 
wenigstens eine möglichst gute Vor-
bereitung erfahren haben. Von die-
ser Ausnahmeverordnung haben 
mehrere Bundesländer Gebrauch 
gemacht.

Die grundlegende Organisation 
des Arbeitsschutzes in Thüringen 
wurde bisher im  Erlass zur Arbeitssi-
cherheit und Unfallverhütung in der 
Thüringer Polizei von 1999 geregelt. 

Die Verantwortung für den Ar-
beitsschutz trägt der Behördenleiter. 
Ein Teil der Aufgaben kann übertra-
gen werden, jedoch sind die Ge-
samtverantwortung und das Über-
prüfen der getroffenen Festlegung 
nicht teilbar. Zur Unterstützung gibt 
es den Betriebsarzt und die Fach-
kraft für Arbeitssicherheit. Sie sol-
len Verantwortungsträger fachlich 
beraten. Der Erlass zur Regelung des 
Arbeitsschutzes befindet sich zurzeit 
in der Überarbeitung und wird an die 
neue Polizeistruktur und die aktuel-
len Änderungen der Berufsgenossen-
schaftlichen Vorschriften angepasst.

M. Allewohl

… Sachsen-Anhalt

Der Arbeitsschutz soll Leben und 
Gesundheit der Bediensteten schüt-
zen und deren Arbeitskraft erhalten. 
Deshalb ist Beachtung und Einhal-
tung des Arbeitsschutzes auch ein 
wichtiger Bestandteil des Betriebli-
chen Gesundheitsmanagements. Das 
Verständnis für erforderliche viel-
schichtige, umfangreiche sowie prak-
tische Maßnahmen der Arbeitssicher-
heit ist bei den Verantwortlichen 
unterschiedlich ausgeprägt.

Die dem Dienstherrn obliegende 
besondere Fürsorgepflicht im Sinne 
des Arbeitsschutzes musste durch die 
GdP oft angemahnt werden. Erst seit 
2008 sind in den Behörden und Ein-
richtungen (BuE) für sogenannte 
Fachkräfte für Arbeitssicherheit 
(FASI) feste Stellen eingerichtet.

Ein Erlass regelt aktuell den Ein-
satz von FASi. Das MI LSA nimmt da-
rin Bezug auf einschlägige Gesetze, 
Verordnungen, technische und sons-
tige Regelungen. Die FASi sollen u. a. 
Dienstunfälle auswerten, analysieren 
und Vorschläge für präventive Maß-
nahmen unterbreiten. Ferner über-
prüfen sie Vornahme regelmäßiger 
Unterweisungen der Bediensteten 
und kontrollieren die Einhaltung der 
Vorschriften in den Dienststellen.

FASi initiieren mithin Präventions-
kampagnen. Nur in der PD Süd be-
steht eine sinnvolle Personalunion 
zwischen FASi und Beauftragten für 
Brandschutz. Für die Ebenen der 
PRev und RK wurden nebenamtlich 
tätige Sicherheitsbeauftragte (SIBe) 
bestellt, die gleichsam als „verlänger-
ter Arm“ der FASi fungieren.

Vierteljährlich treten in den BuE 
Arbeitsschutzausschüsse (bestehend 
aus Behördenleiter, PersR, FASi, Ver-
tr. schwerb. Menschen, BArzt und 
SIBe) zusammen.

Größere Probleme bereitet die Be-
reitstellung von Arbeitsschutzmitteln 
(z. B. die PSA bei Brandursachener-
mittlern oder CO2-Warngeräte für Sb 
BtMG). Der oft Missstände rechtferti-
gende und strapazierte Grund auch 
hierfür: fehlende Haushaltsmittel.                              

R.G.

... Sachsen

Mit Erlass des SMI vom 21. Dezem-
ber 2004 wurde die Organisation der 
Arbeitssicherheit in der Polizei des Frei-
staates Sachsen neu geregelt. Es wur-
den alle Fachkräfte für Arbeitssicher-
heit in der sächsischen Polizei beim 
Polizeiverwaltungsamt (vorher LPD ZD) 
in ein Referat mit dem Ziel, effizientere, 
zukunftsweisende Strukturen zu schaf-
fen, zusammengefasst. Der Leiter des 
Referates ist zugleich die leitende Fach-
kraft für Arbeitssicherheit.

Die Fachkräfte für Arbeitssicher-
heit werden gemäß § 5 des Gesetzes 
über Betriebsärzte, Sicherheitsinge-
nieure und andere Fachkräfte für Ar-
beitssicherheit (Arbeitssicherheitsge-
setz – ASiG) bestellt. 

Mit der Dienstanweisung des Poli-
zeiverwaltungsamtes Nr. 11/2013 
über die Organisation der Fachkräfte 
für Arbeitssicherheit des Referates 
„Arbeitssicherheit“ vom 29. Januar 
2013 werden weitere Festlegungen 
zur Organisation der Aufgabenwahr-
nehmung der Fachkräfte für Arbeits-
sicherheit für die Polizeidienststellen 
und die Einrichtung für den Polizei-
vollzugsdienst sowie für das Sächsi-
sche Staatsministerium des Innern, 
die Landesfeuerwehrschule des Frei-
staates Sachsen, das Landesamt für 
Verfassungsschutz, das Landesamt 
für Denkmalpflege, das Sächsische 
Staatsarchiv, das Statistische Landes-
amt Sachsen, den Staatsbetrieb 
Geobasisinformationen und Vermes-
sung Sachsen, die Fachhochschule 
der Sächsischen Verwaltung Meißen 
und für die Akademie für öffentliche 
Verwaltung des Freistaates Sachsen 
getroffen bzw. geregelt. Darüber hi-
naus werden in den jeweiligen Polizei-
dienststellen und Einrichtungen Si-
cherheitsbeauftragte auf der Grund-
lage von § 22 SGV VII und § 20 der 
Unfallverhütungsvorschrift „Grund-
sätze der Prävention“ (GUV-V A 1) 
bestellt. Sie unterstützen die Vorge-
setzten innerhalb der Organisations-
einheit bzw. der Liegenschaft bei der 
Gewährleistung des Arbeits- und Ge-
sundheitsschutzes. 

Torsten Scheller


